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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie 72/464/EWG über die 
anderen Verbrauchsteuern auf T abakwaren als die Umsatzsteuer 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 99 und 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß der Richtlinie 72/464/EWG des Rates vom 
19. Dezember 1972 ^), geändert durch die Richtlinie 
Nr. 74/318/EWG vom 25. Juni 1974^), über die ande- 
ren Verbrauchsteuern auf Tabakwaren als die Um- 
satzsteuer erläßt der Rat spätestens am 30. Juni 
1975 eine Richtlinie, in der die nach der ersten 
Stufe anzuwendenden besonderen Kriterien festge- 
legt werden; die erste Stufe erstreckt sich vorbe- 
haltlich von Artikel 1 Absatz 4 gemäß Artikel 7 
Absatz 1 über einen Zeitraum von 36 Monaten, ge- 
rechnet ab 1. Juli 1973. 

Die Festsetzung der besonderen, in der folgenden 
bzw. den folgenden Stufen anzuwendenden Krite- 
rien setzt aus technischen Gründen voraus, daß der 
Rat vorher gemäß Artikel 3 Absatz 2 der genannten 
Richtlinie auf Vorschlag der Kommission die für 
die Bestimmung und Einordnung der Tabakwaren 
notwendigen Vorschriften erläßt. 


Diese Vorschriften werden gegenwärtig in einem 
Vorschlag der Kommission niedergelegt. 

Die besonderen, während der folgenden bzw. den 
folgenden Stufen anzuwendenden Kriterien erfor- 
dern eine zusätzliche Prüfung der Bedingungen des 
Marktes für Tabakwaren in der erweiterten Ge- 
meinschaft. 

Unter diesen Umständen ist eine weitere Verlän- 
gerung der ersten Stufe um zwölf Monate notwen- 
dig - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN; 

Artikel 1 

In Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 72/464/EWG, 
geändert durch Richtlinie 74/318/EWG werden die 
Worte „Zeitraum von sechsunddreißig Monaten" er- 
setzt durch die Worte „Zeitraum von achtundvierzig 
Monaten". 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 303 
vom 31. Dezember 1972, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 180 
vom 3. Juli 1974, S. 30 
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Begründung 


Nach der Ratsrichtlinie 72/464/EWG vom 19. Dezem- 
ber 1972 (Artikel 1, Absätze 3 und 4 in Verbindung 
mit Artikel 7, Absatz 1), geändert durch Richtlinie 
74/318/EWG vom 25. Juni 1974 erläßt der Rat auf 
der Grundlage der Artikel 99 und 100 des Vertrages 
vor dem 1. Juli 1975 eine Richtlinie, in der die wäh- 
rend der zweiten Stufe der Harmonisierung der 
Strukturen der Verbrauchsteuern auf Tabakwaren 
anzuwendenden besonderen Kriterien festgelegt 
werden. Diese Kriterien sollten am 1. Juli 1976 in 
Kraft treten. 

Bei der Verbrauchsteuer auf Zigaretten handelt es 
sich im wesentlichen darum, einen weniger breiten 
Spielraum für das Verhältnis zwischen dem spezifi- 
schen und dem proportionalen Teilbetrag der Ver- 
brauchsteuer festzusetzen, als in Artikel 8 Absatz 2 
der Richtlinie vom 19. Dezember 1972 vorgesehen 
ist. 

Bei der Verbrauchsteuer auf die anderen Tabak- 
waren muß selbst die Struktur der Verbrauchsteuer 
festgesetzt werden. 

Anläßlich der von der Kommission durchgeführten 
vorbereitenden Arbeiten zeigte sich, daß aus techni- 
schen Gründen zunächst das Problem der Definition 
der verschiedenen Gruppen von Tabakwaren gere- 
gelt werden muß, bevor man Vorschläge für eine 
weitere Harmonisierung der Verbrauchsteuerstruk- 
turen macht. Dies ist Zweck des Vorschlags der 
zweiten Ratsrichtlinie über die anderen Verbrauch- 
steuern auf Tabakwaren als die Umsatzsteuer^), den 
die Kommission dem Rat am 29. März 1974 unterbrei- 
tet hat, von diesem aber noch nicht angenommen 
wurde. 

Außerdem zeigte sich, daß sehr erhebliche Mei- 
nungsverschiedenheiten bezüglich der Struktur der 


Verbrauchsteuer auf Zigaretten vor allem im Zu- 
sammenhang mit einer geringeren Auffächerung der 
Verhältnisse zwischen spezifischem und proportio- 
nalem Teilbetrag der Steuer bestehen, da diese Ver- 
hältnisse schließlich auf ein einheitliches und im 
übrigen noch nicht näher definiertes Verhältnis hin- 
auslaufen sollen. 

Wegen der Art der Berechnung des proportionalen 
Teilbetrages der Verbrauchsteuer, der Mehrwert- 
steuer und des Handelsgewinns nach Maßgabe des 
Kleinverkaufspreises und demzufolge des Multipli- 
kationseffektes dieser Selbstkostenpreisbestandteile 
kann hier schon eine geringfügige Differenz eine 
nicht unerhebliche Differenz in den Kleinverkaufs- 
preisen nach sich ziehen. 

Die durch die Erweiterung der Gemeinschaft be- 
dingten, noch stärkeren Unterschiede in den Markt- 
bedingungen haben auch die Festsetzung akzeptab- 
ler Kriterien für die weitere Harmonisierung der 
Strukturen der Verbrauchsteuern noch erschwert. 

Dies zeigte sich erst kürzlich, als die Kommission 
Beratungen durchführte, um die Harmonisierung 
voranzutreiben. Setbst wenn man unterstellt, daß 
sich eine Kompromißlösung finden läßt, ist es fak- 
tisch unmöglich, diese vor dem 1. Juli 1975 in die 
Praxis umzusetzen. Zu diesem Zeitpunkt hat aber 
der Rat aufgrund der Richtlinie vom 19. Dezember 
1972 die besonderen Kriterien festzulegen, die wäh- 
rend der zweiten Stufe anzuwenden sind. Aus die- 
sen Gründen hält die Kommission es für notwendig, 
die erste Harmonisierungsstufe um ein Jahr bis zum 
30. Juni 1977 zu verlängern. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 72 
vom 27. Juni 1974 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes^ 
kanzleramts vom 4. Juli 1975 - Il4 - 680 70- E - Ta 26/75. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 16. Juni 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozial ausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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